
Umgestaltung der Landwirtschaft (GBl. 1 S. 529) haben 
die Notare ihre Aufgabe darin gesehen mitzuhelfen, 
diesen Beschluß den Bauern zu erläutern. Den Auftrag 
des V. Parteitags, die Grundsätze für ein neues LPG- 
Recht auszuarbeiten, haben wir in unserer Arbeit mit 
zu erfüllen versucht. Wir waren der Meinung, daß es 
gut sei, die Bauern schon jetzt zur Diskussion aufzufor- 
dem. Wir können sagen, dieses Vorgehen hat sich ge­
lohnt. In den Versammlungen und Gesprächen, die wir 
auf diesem Gebiet bereits durchgeführt haben, sind 
eine Vielzahl von die Bauern bewegenden Problemen 
diskutiert worden.“

Quasdorf und Geissler teilten uns auch mit, daß sie 
einige Vorschläge und Kritiken der Bauern, die Hin­
weise auf neu zu schaffende gesetzliche Regelungen 
enthalten, direkt an die Hauptabteilung Gesetzgebung 
des Ministeriums geleitet haben.

Sie berichteten weiter über die Erfolge, die ihr Ein­
satz auf dem Lande bereits gehabt hat:

„Durch unsere Tätigkeit erhielten wir auch Kenntnis 
über Fragen, die nicht in den Bereich des Statuts fal­
len, sondern wirtschaftlichen Charakter tragen, und 
konnten uns ebenfalls helfend einschalten. Wir können 
sagen, daß wir durch unseren engen Kontakt mit vielen 
Bauern dazu beigetragen haben, daß einige Bauern in 
die Genossenschaften unserer beiden Kreise eingetreten 
und daß auch Neugründungen erfolgt sind. So ist z. B. 
in der Gemeinde Haufeld mit durch unsere Hilfe­
leistung ein weiteres vollgenossenschaftliches Dorf zu­
stande gekommen.“

» »
Während des V. Parteitages erreichte die Redaktion 

eines Tages eine Postkarte des Staatlichen Notariats des 
Kreises Delitzsch, in dem uns in Telegrammform mit­
geteilt wurde:

„Leisten eine Woche lang manuelle Tätigkeit und 
politisch-ideologische Arbeit in einer LPG.“

Da es bisher nicht üblich war und auch nicht für rich­
tig gehalten wurde, körperliche Arbeit für eine ganze 
Woche zu leisten und damit den Dienstbetrieb stillzu­
legen, schrieben wir nach Delitzsch und baten um eine 
Erläuterung. Wir erhielten von HEINZ GÖPNER, 
Direktor des Kreisgerichts Delitzsch, folgende Antwort: 

„Noch während des V. Parteitags, unter dem Ein­
druck des Referats des ersten Sekretärs der SED, ent­
stand der Plan, eine kleine Brigade, bestehend aus dem 
Parteisekretär des Gerichts, einer weiteren Mitarbeite­
rin, dem staatlichen Notar und seiner Mitarbeiterin, zu 
bilden, die in der Paten-LPG des Kreisgerichts bei der 
Einbringung der Ernte tatkräftige Hilfe leisten sollte. 
Dabei wurde erkannt, daß die manuelle Arbeit der 
Schlüssel zur ideologischen Arbeit ist. Für diesen ersten 
einwöchigen Arbeitseinsatz wurden noch keine Erfolge, 
die über die körperliche Arbeit hinausgingen, erhofft. 
Aber in Auswertung dieses Arbeitseinsatzes vor der 
Grundorganisation der Parteigruppe des Kreisgerichts 
erkannten wir, daß den Genossen und Kollegen des 
Gerichts und dem Notariat damit ein Hebel in die Hand 
gegeben worden ist, mit dessen Hilfe die Mitarbeiter 
des Gerichts ihre Patenarbeit besser durchführen kön­
nen. Die Feststellung, daß sich im Arbeitsprozeß der 
LPG, die unter dem Durchschnitt des Kreises liegt, 
Schwächen ideologischer Art zeigen, vor allem in der 
Arbeitsdisziplin, gibt nunmehr dem Genossen Direktor 
des Gerichts die Möglichkeit, in den Vorstandssitzungen 
der LPG, an denen er fast regelmäßig teilnimmt, immer 
wieder auf die Arbeitsdisziplin hinzuweisen und auf 
eine gute Arbeitsorganisation zu dringen. Der Notar, 
der während seiner praktischen Tätigkeit auch an einer 
Vollversammlung teilnahm, konnte eine aufkommende 
Vertragsstreitigkeit der LPG mit dem VEAB Delitzsch 
sofort durch seine juristische Hilfe in die richtige Bahn 
lenken. Auch die Zusammenarbeit der Gemeindevertre­
tung und der LPG ist als nicht gut erkannt worden. 
Die Gemeindevertretung beschäftigt sich viel zu wenig 
mit der Arbeit der LPG, und umgekehrt ist die LPG 
viel zu wenig in der Gemeindevertretung mit ihren Be­
langen in den Vordergrund getreten. Das zu verändern, 
ist eine der nächsten wichtigen Aufgaben der Genps- 
sen der Grundorganisation des Gerichts.

Das Büro der Kreisleitung hat den Genossen Direktor 
durch Parteiauftrag verpflichtet, vor der Wohnpartei-

organisation der Gemeinde den V. Parteitag auszuwer­
ten. Dadurch kommt es zu Aussprachen über die künf­
tige Umgestaltung der Gemeinde Döbernitz in eine 
sozialistische Gemeinde. Dadurch kommt es auch zu 
Aussprachen über die Gemeindevertreterarbeit bei der 
Unterstützung der bestehenden LPG. In Erkenntnis der 
durch die Brigade festgestellten Mängel in der Arbeit 
der LPG wird es künftig in der LPG keine Vorstands­
sitzung oder Vollversammlung geben, die nicht von 
einem Mitarbeiter des Kreisgerichts Delitzsch bzw. des 
Notariats besucht wird. Ebenso haben sich der Kreis­
gerichtsdirektor und eine Richterin am Kreigericht ver­
pflichtet, an wichtigen Gemeindevertretersitzungen teil­
zunehmen.

Wenn also beim ersten Einsatz noch keine klaren 
Vorstellungen über die Verbindung der körperlichen 
Arbeit mit der fachlichen Arbeit des Gerichts und des 
Notariats vorhanden waren, so hat doch die Partei­
organisation des Gerichts jetzt erkannt, welchen Wert 
dieser Einsatz für die tägliche Arbeit des Gerichts und 
des Staatlichen Notariats gehabt hat. Künftige Arbeits­
einsätze sollen sich jedoch nicht mehr auf eine ganze 
Woche erstrecken; sie sind vielmehr auf Beschluß der 
Grundorganisation nur am Wochenende durchzuführen. 
Denn die Arbeit des Gerichts und auch des Notariats 
darf nicht unter längeren Arbeitseinsätzen leiden.“

RUDI BECKERT, Richter am Kreisgericht Oschatz, 
schreibt zu diesem Komplex:

„Die justizpolitische Massenarbeit kann natürlich 
nicht auf die Paten-LPG beschränkt sein. Wenn an uns 
die Forderung gestellt wird, daß jeder Justizfunktionär 
seinen Kreis und der Kreis wiederum seine Justizfunk­
tionäre kennen soll, müssen wir neue Formen Anden, 
unsere Fragen an die Werktätigen heranzutragen. Die 
ökonomische Struktur unseres Kreises bereitet uns be­
sondere Schwierigkeiten; z. B. ist es wegen des Fehlens 
eines Großbetriebes nicht möglich, ein Schöffenkollektiv 
zu bilden. Die Parteigruppe befaßte sich deshalb mit 
der Form der Arbeit an der Basis und schlug folgendes 
vor: Unsere Tätigkeit wird über die bestehenden vier 
MTS-Bereiche des Kreises organisiert. Jeweils ein ver­
antwortlicher Genosse setzt sich mit der Leitung der 
Station bzw. dem dortigen Beauftragten der Kreislei­
tung der Partei in Verbindung, um Schwerpunkte zu 
erfahren uhd die Maßnahmen zu beraten. Dabei wollen 
wir auch Betriebs- oder Dorfzeitungen für unsere In­
formation verwenden und darin die eigene Arbeit pro­
pagieren. In den MTS-Bereichen lassen sich die justiz­
politische Arbeit mit den Schöffen am besten durch­
führen und sowohl die Industrie- und landwirtschaft­
lichen Betriebe als auch die örtlichen Volksvertretungen 
einbeziehen. Der Kreisstaatsanwalt, der auf Grund sei­
ner fachlichen Tätigkeit einen umfassenden Überblick 
über die Situation im Kreisgebiet besitzt, wird sich 
dabei sehr gut einschalten können.“

♦
Darüber, wie Staatsanwälte den Wert der körper­

lichen Arbeit und der Arbeit an der Basis für die Er­
füllung ihrer fachlichen Aufgaben erkennen, berichtet 
JOACHIM KYMON, Staatsanwalt beim Staatsanwalt 
des Kreises Rochlitz:

„Jeder Staatsanwalt sucht an einem Tage der Woche 
einen Betrieb auf. Wir wollen von der bisherigen Praxis 
abgehen, in einigen bestimmten Betrieben nur Sprech­
stunden durchzuführen, und dafür mehr das Schwer­
gewicht auf das Betriebsgeschehen legen. Unser Augen­
merk muß vor allem den Produktionsberatungen gelten; 
in ihnen werden wichtige Entscheidungen getroffen, 
dort spricht der Arbeiter über seine Arbeit. Nach die­
ser Besprechung gehen wir in einige Abteilungen des 
Betriebes, um mit den Arbeitern ins Gespräch zu kom­
men und gleichzeitig die Einhaltung der Arbeitsschutz­
bestimmungen zu kontrollieren. So wird auch der Be­
such der anschließenden Sprechstunde reger als bisher 
sein. Wir Funktionäre erkennen dadurch von neuem, 
welcher Anstrengungen es bedarf, materielle Werte zu 
schaffen, und wir bauen das Vertrauensverhältnis zur 
werktätigen Bevölkerung ständig weiter aus. Im täg­
lichen Gespräch am Arbeitsplatz erfahren wir weit 
mehr über die betrieblichen Zusammenhänge, als es 
uns bei den bisherigen Arbeitsmethoden möglich war. 
Wir haben die Möglichkeit, tiefgründigere Untersuchun­
gen über die Ursachen von Gesetzesverletzungen anzu-
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